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des so genannten Boxeraufstands im 

Jahr 1900, der als Bauernaufstand im 

Kampf gegen die ausländischen Inva

soren bezeichnet wird. (XNA, 3.10.00; 

vgl. auch die Übersicht weiter unten)

In chinesischen Medien und von Sei

ten der Patriotischen Kirchen erhielt 

die Regierung Unterstützung für ih

re Verurteilung des vatikanischen Vor

gehens, das alte Wunden wieder auf

gerissen habe. Von der chinesischen 

Regierung wurde die Heiligsprechung 

am 1. Oktober als Einmischung in 

die inneren Angelegenheiten Chinas 

und als Versuch zur Spaltung des chi

nesischen Vaterlandes bewertet. Zur 

Begründung hieß es, die ganze An

gelegenheit sei von von katholischen 

Kreisen in Taiwan manipuliert wor

den, zu denen der Heilige Stuhl gute 

Beziehungen unterhält. (XNA, 3., 4., 

5.10.00; SWB, 6.10.00) -kg-

Innenpolitik

13 Fünfte Plenartagung des

XV. Zentralkomitees

Vom 9. bis 11. Oktober fand in Beijing 

die Fünfte Plenartagung des XV. Zen

tralkomitees der KPCh statt. Im Mit

telpunkt stand der Zehnte Fünfjahres

plan für die wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung in den Jahren 2001-2005 

(vgl. auch Übersicht unten). Daneben 

wurden personalpolitische und ideolo

gische Fragen sowie der Machtwech

sel in Belgrad erörtert, der sich we

nige Tage zuvor ereignet hatte. Eine 

ausführliche Darstellung der offiziellen 

und inoffiziellen Agenda der Plenarta

gung findet sich im hinteren Teil dieses 

Heftes, -hol-

14 Großangelegte Falungong-

Proteste führen zu weiterer 

Eskalation des politischen 

Konflikts

Zwei großangelegte Protestaktionen 

der im Juli letzten Jahres verbotenen 

Falungong-Bewegung auf dem Beijin

ger Tiananmen-Platz haben im Okto

ber zu einer weiteren Eskalation des 

seit nunmehr fünfzehn Monaten an

dauernden politischen Konflikts ge

führt. Bei den Demonstrationen von 

jeweils mindestens 300 Falungong- 

Anhängern handelte es sich um die 

größten seit der Demonstration von 

über 10.000 Mitgliedern der Bewegung 

im April letzten Jahres. Die Tatsa

che, dass intensive Vorsorgemaßnah

men der Sicherheitskräfte die Pro

teste nicht verhindern konnten, gab 

der staatlichen Führung erheblichen 

Grund zur Unruhe und veranlasste sie 

dazu, den politischen Kampf gegen Fa- 

lungong zu intensivieren.

Die beiden Protestaktionen fanden an

lässlich des Nationalfeiertages am 1. 

Oktober und des Jahrestages der Ver

abschiedung des „Anti-Kult-Gesetzes“ 

durch den Ständigen Ausschuss des 

Nationalen Volkskongresses Ende Ok

tober statt. Beide verliefen nach ähnli

chem Muster dezentraler Demonstra

tionen in kleinen Gruppen, wie es 

sich in den zurückliegenden Monaten 

„bewährt“ hatte; neu war allerdings 

die Tatsache, dass die Protestaktio

nen zuvor auf internationalen Web

sites der Falungong-Bewegung ange

kündigt worden waren und damit eine 

umso stärkere Provokation des staat

lichen Apparates bedeuteten (AWSJ,

2., 27.10.00).

Am 1. ebenso wie am 26. Oktober 

gelang es seit den Morgenstunden 

kleineren Gruppen von Falungong- 

Anhängern immer wieder, den „Cor- 

don Sanitaire“ unerkannt zu durch

brechen, der durch zahlreiche Polizei

kontrollen an den Bahnhöfen, an Zu

fahrtsstraßen von außerhalb sowie vor 

allem um das Stadtzentrum Beijings 

und den Tiananmen-Platz selbst er

richtet worden war. Angesichts des 

massiven Aufgebots an Sicherheits

kräften auf dem Platz selbst gaben 

sich die Demonstrierenden jeweils nur 

in kleinen Gruppen zu erkennen; wie 

auch bei früheren Aktionen begab 

man sich in die typische Meditations

haltung oder entrollte Banner, außer

dem wurden diesmal nach Berichten 

internationaler Medien auch Flugblät

ter ausgeworfen. Ebenfalls wie zuvor 

wurden die Demonstrierenden jeweils 

innerhalb weniger Minuten von Si

cherheitskräften, teils unter Gewaltan

wendung, festgenommen und in Poli

zeifahrzeugen abtransportiert. Da die 

sporadischen Proteste bis in den Nach

mittag hinein nicht abebbten, sah man 

sich an beiden Tagen gezwungen, Tei

le des Tiananmen-Platzes vorüberge

hend für die Öffentlichkeit zu sperren, 

um die Ordnung wieder herzustellen 

(XNA, 29.9.00; Hong Kong Informa

tion Centre for Human Rights and De- 

mocracy, 30.9.00, nach SWB, 3.10.00; 

IHT, 2., 27.10.00; AWSJ, 2., 27.10.00).

Wie verschiedene Beobachter und In

formationsstellen berichteten, sollen 

im zeitlichen Umfeld der beiden Pro

testaktionen jeweils mehrere hundert 

Personen festgenommen worden sein; 

viele von diesen sollen aus den um

liegenden Provinzen Hebei und Shan

dong, aber auch aus der südchine

sischen Provinz Guangzhou angereist 

sein. Nach Angaben einer Hongkon

ger Zeitung, die allerdings nicht unab

hängig verifiziert werden konnte, sol

len die Festgenommenen diesmal um

gehend zur Umerziehung in Arbeitsla

ger verbracht worden sein, anstatt wie 

bisher üblich zunächst in ihre Heimat

provinzen zu weiteren administrati

ven Verfahren zurückgeschickt zu wer

den (Ming Pao, 12.10.00, nach SWB, 

16.10.00; RTHK, Radio 3, 3.10.00, 

nach SWB, 4.10.00; AWSJ, 27.10.00).

Die staatliche Seite reagierte auf 

die neuerlichen Provokationen mit 

der Ankündigung eines intensivier

ten politischen Kampfes gegen die 

Falungong-Bewegung. Auffällig war 

bereits die Tatsache, dass die of

fiziellen Medien die Proteste „einer 

kleinen Anzahl hartnäckiger Elemen

te des Falungong-Kultes“ auf dem 

Tiananmen-Platz und die dadurch 

hervorgerufene „Störung der feierli

chen Atmosphäre“ des 1. Oktober kon

kret benannten, anstatt wie sonst nur 

allgemein auf das subversive Poten

zial des „Kultes“ abzuheben (XNA, 

1.10.00). Auf eine qualitativ neue Stu

fe wurde die ideologische Kampagne 

gegen Falungong aber gehoben, als 

die offiziellen Medien Anfang Okto

ber zu einer Kategorisierung der Be

wegung als „durch und durch reak

tionäre politische Kraft“ übergingen; 

Li Hongzhi und seine Anhänger wur

den beschuldigt, den Umsturz der VR 

China und des sozialistischen Systems 

auf ihre Fahnen geschrieben zu ha

ben. Ferner hätten sie sich mit sub

versiven ausländischen Kräften, pro

demokratischen Vertretern und Be

fürwortern einer Unabhängigkeit Tai

wans, Tibets und des muslimischen 

Nordwestens Chinas kurzgeschlossen, 

um die Einheit Chinas zu unterwan

dern. Beobachter werteten diese rhe
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torische Verschärfung als Vorbote ei

nes härteren staatlichen Vorgehens ge

gen Mitglieder der Bewegung (XNA,

9., 10.10.00; vgl. auch RMRB, 27.9.00; 

AWSJ, 9.10.00; SCMP, 11.10.00; FT, 

11.10.00). Die Kategorie „reaktionär“ 

wurde extensiv zur Verurteilung von 

Teilnehmern an den Demonstrationen 

vom Frühjahr 1989 verwendet.

Unterdessen sind mehrere Fälle be

kannt geworden, in denen individuel

le Falungong-Anhänger versucht ha

ben, formal vorgesehene Instanzenwe

ge zu beschreiten, um auf die in ihren 

Augen ungerechte staatliche Behand

lung aufmerksam zu machen und ihre 

Rechte einzufordern. So sollen bereits 

Ende August, wie nun erst gemeldet 

wurde, zwei Hongkonger Bürger beim 

Obersten Volksgerichtshof in Beijing 

Klage gegen Staatspräsident Jiang Ze- 

min, den Leiter der Organisationsab

teilung der Partei Zeng Qinghong so

wie gegen den für den Sicherheits

apparat verantwortlichen Luo Gan 

erhoben haben. Diese wurden von 

den beiden Klägern beschuldigt, für 

die harte Reaktion der parteistaat

lichen Führung auf die Falungong- 

Demonstration im April letzten Jah

res persönlich verantwortlich gewesen 

zu sein. Die beiden Personen, selbst 

Falungong-Anhänger, sollen beim Ein

reichen ihrer Klage in Beijing festge

setzt worden sein. In Hongkong ha

ben sich daraufhin andere Falungong- 

Anhänger mit der Aufforderung an die 

Regierung der Sonderverwaltungsregi

on gewandt, sich für die persönliche 

Sicherheit der Festgenommenen ein

zusetzen (AWSJ, 9.10.00; RTHK, Ra

dio 3, 9.10.00, nach SWB, 10.10.00; 

SCMP, 10.10.00).

Ferner wurde in den internationalen 

Medien der Fall einer jungen Frau be

kannt, die sich zur Aufgabe gemacht 

hat, den Tod ihrer Mutter aufzuklä

ren, welche im Februar dieses Jah

res als Falungong-Anhängerin verhaf

tet und kurz darauf im Gefängnis ge

storben sein soll (Der Fall der Mut

ter wurde daraufhin vom US State De

partment als Nachweis schwerwiegen

der Menschenrechtsverletzungen ge

gen China verwandt). Durch die for

male Beantragung einer offiziellen To

desurkunde versucht die Tochter seit 

Monaten, die Behörden zu veranlas

sen, die Umstände des Todes ihrer 

Mutter offen zu legen. Wenn diese und 

andere Versuche auch kaum Erfolg ha

ben dürften - so soll es landesweit 

Rechtsanwälten untersagt sein, sich 

Falungong-Anhängern als Mandanten 

anzunehmen - setzen sie die staat

lichen Instanzen doch unter erheb

lichen Rechtfertigungsdruck (AWSJ, 

2.10.00).

Zugleich sind diese Akte zivilen Wi

derstands Anzeichen einer Politisie

rung der Falungong-Bewegung, deren 

Anhänger mit ihren systematischen 

Protestaktionen nicht nur eine fort

gesetzte Provokation der staatlichen 

Führung betreiben, sondern sich 

selbst auch zunehmend in die Rol

le politischer Märtyrer begeben. Die 

Falungong-Bewegung könnte damit 

nach und nach zu dem werden, als 

was die Führung sie seit Sommer letz

ten Jahres betrachtet: eine politische 

Herausforderung der Herrschaft der 

KPCh. -hol-

15 Bewegungen im Spannungs

verhältnis zwischen Dalai 

Lama und chinesischer Füh

rung?

Im Oktober wurden mehrere, zum 

Teil widersprüchliche Meldungen über 

das seit Jahren angespannte Verhält

nis zwischen dem Dalai Lama, dem 

im Exil lebenden Oberhaupt der Tibe

ter, und der staatlichen Führung der 

VR China bekannt. Die verschiedenen 

Meldungen weisen daraufhin, dass zu

mindest auf Seiten des Dalai Lama In

teresse bestehen dürfte, Bewegung in 

die stagnierenden Verhandlungen zu 

bringen.

Auf der einen Seite wiederholte der 

Dalai Lama im Oktober zu verschie

denen Gelegenheiten gegenüber inter

nationalen Medien seinen bereits frü

her vertretenen Standpunkt, dass er 

nicht nach einer Unabhängigkeit Ti

bets, sondern nur nach der Verwirk

lichung eines hohen Grades an Au

tonomie strebe. Darüber hinaus soll 

er anlässlich eines für das Jahresen

de bevorstehenden Besuchs in Tai

wan die Auffassung vertreten haben, 

dass auch Taiwan keineswegs die Un

abhängigkeit von China anstreben sol

le, sondern vielmehr empfohlen haben, 

enge Beziehungen zum Festland zu 

pflegen. Ferner sprach er sich anläss

lich einer Reise nach Osteuropa dafür 

aus, das „Tibet-Problem“ mit friedli

chen Mitteln zu lösen, und deutete an, 

dass er auf die Aufnahme von Ver

handlungen mit der chinesischen Seite 

hoffte. Damit entsprach er nicht zu

letzt der Erwartungshaltung des Eu

ropäischen Parlaments - dieses hat

te im Juni diesen Jahres dafür ge

stimmt, die tibetische Exilführung als 

die rechtmäßige Regierung von Tibet 

anzuerkennen, wenn China nicht in

nerhalb von drei Jahren substanziel

le Verhandlungen über eine echte Au

tonomie der Region aufnehme (CND, 

4.10.00; Hungarian Radio (Budapest), 

11.10.00, nach SWB, 13.10.00; TASR 

website (Bratislava), 15.10.00, nach 

SWB, 17.10.00; SCMP, 17.10.00).

Auf der anderen Seite verkündete der 

Dalai Lama bei einem Besuch in Neu 

Delhi, dass im Falle seines Todes seine 

Reinkarnation und damit der zukünf

tige Dalai Lama Jogischerweise“ in ei

nem „freien Land“ außerhalb Chinas 

zu suchen und zu finden sein wer

de (bei den Reinkarnationen im ti

betischen Lamaismus handelt es sich 

um bewusste Reinkarnationen, d.A.). 

Jeder Versuch der chinesischen Seite, 

den neuen Dalai Lama auf eigenem 

Territorium zu identifizieren, würde 

daher in Tibet mit Gewissheit auf Wi

derstand stoßen, wo eine von China 

identifizierte Reinkarnation des Dalai 

Lama nicht akzeptiert würde (PTI 

news agency (New Delhi), 11.10.00, 

nach SWB, 13.10.00).

Meldungen, wonach der ältere Bru

der des Dalai Lama, der in Hongkong 

lebende Gyalo Thundup, kürzlich als 

Unterhändler des Dalai Lama versucht 

haben soll, mit der chinesischen Seite 

in Verhandlungen zu treten, sind von 

ihm selbst dementiert worden. Zwar 

hatte er zu Beginn der Reformperi

ode in einer derartigen Rolle fungiert, 

als Deng Xiaoping mit ihm in Kontakt 

trat, um einen Dialog mit dem Dalai 

Lama einzuleiten. Seit 1993 aber habe 

er nach eigenen Aussagen keinerlei Be

ziehungen zur chinesischen Führung 

mehr unterhalten (Chung-kuo Shih- 

pao (Taiwan), 19.10.00, nach SWB, 

23.10.00; vgl. CND, 16.10.00).

Die offizielle chinesische Seite hinge

gen bestand im Oktober mehrmals 

darauf, gegenüber dem Dalai Lama 

einen seit langem konsistenten und 

unveränderten Kurs zu fahren. Die

ser lässt sich darin zusammenfassen, 

dass einerseits die grundsätzliche Be

reitschaft zur Aufnahme von Ver-
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Handlungen betont wird, andererseits 

als Vorbedingung verlangt wird, dass 

der Dalai Lama von seiner Forde

rung nach einer „Unabhängigkeit Ti

bets“ Abstand nehme. Gewisserma

ßen besteht der gordische Knoten im 

Verhältnis zwischen den beiden Sei

ten darin, dass der Dalai Lama die

se Vorbedingung gemäß eigener Aus

sage zwar erfüllt, die chinesische Sei

te ihm aber vorwirft, dies nur vorgeb

lich zu tun, um die internationale öf

fentliche Meinung irrezuführen; dass 

es sich bei seiner Aussage, nur nach ei

ner Autonomie Tibets zu streben, um 

eine „Lüge“ handle, sei daran zu er

kennen, dass Tibet ja tatsächlich be

reits Autonomie genieße, seit es den 

Status einer „autonomen Region“ er

halten habe. Das Verhandlungsange

bot des Dalai Lama sei daher als „un

aufrichtig“ zu bewerten; seine „separa

tistischen“ Absichten bestünden nach 

wie vor fort (Zhongguo Xinwen She, 

13.10.00, nach SWB, 16.10.00; XNA,

14.10., 00; CND, 16.10.00).

Guo Jinlong, der neue Parteisekre

tär der Autonomen Region Tibet, der 

Mitte Oktober Chen Kuiyuan ablös

te, profilierte sich bereits in den ers

ten Tagen nach Antritt seines neuen 

Amtes mit scharfen verbalen Attacken 

gegen den Dalai Lama. Wie den of

fiziellen chinesischen Medien zu ent

nehmen war, sprach Guo Jinlong von 

einem „langanhaltenden, heftigen und 

komplizierten Kampf gegen den Se

paratismus“, der mit dem Dalai La

ma auszufechten sei, der seine Akti

vitäten der „Infiltration, Einmischung 

und Sabotage“ niemals beendet ha

be. Im Verbund mit „anti-chinesischen 

Kräften des Westens“ verfolge er unter 

dem Vorwand von Forderungen nach 

Menschenrechten, Demokratie und re

ligiöser Freiheit eine Subversion der 

staatlichen Integrität Chinas; diesen 

Aktivitäten müsse entschlossen begeg

net werden. Insbesondere wegen seines 

anhaltenden Eintretens für eine „Un

abhängigkeit Tibets“ müsse die Kri

tik am Dalai Lama und der Kampf 

gegen die tibetischen Abspaltungsver

suche ungemindert fortgesetzt werden 

(Xizang Ribao, 18.10.00, nach SWB, 

27.10.00; vgl. Xizang Ribao, 11.9.00, 

nach SWB, 6.10.00; XNA, 31.10.00).

Diese scharfen offiziellen Attacken 

sind allerdings vor dem Hintergrund 

der Tatsache zu relativieren, das die 

staatliche Führung der VR China zu

mindest gegenüber dem Ausland be

müht ist, ihre grundsätzliche Bereit

schaft zum Dialog und zur Lösung der 

Tibetfrage zu signalisieren. So wur

den zuletzt einige Public-Relations- 

Maßnahmen unternommen, um das in 

den internationalen Medien verbreite

te Bild eines schleichenden „kulturel

len Genozids“ in Tibet zu korrigieren. 

Wenn dies angesichts der fortgesetz

ten Berichte über die Unterdrückung 

religiöser und anderer kultureller Ak

tivitäten der tibetischen Bevölkerung, 

wie sie von einschlägigen Informati

onsstellen verbreitet werden (vgl. etwa 

die Website www.tibetinfo.net), ein 

schwieriges Unterfangen sein dürfte, 

zeigt dieses Verhalten der chinesischen 

Führung doch, dass sie sich von der 

internationalen Kritik unter Druck ge

setzt sieht, -hol-

16 Selektionskriterien für Par

teifunktionäre: Maßstäbe

für die Vierte Führungsge

neration

In den vergangenen Wochen wur

den verschiedene offizielle Anläufe be

kannt, Kriterien für die Selektion von 

Parteifunktionären zu etablieren. Die

se sollen gewährleisten, dass der Über

gang der administrativen und politi

schen Verantwortung von der gegen

wärtigen dritten auf die vierte Füh

rungsgeneration stabil verläuft (vgl. 

C.a., 2000/8, Ü 7).

Positive Selektionskriterien für die Re

krutierung neuer Funktionäre stellte 

etwa im September Li Changchun, 

Parteisekretär der Provinz Guang

dong und angeblich von Jiang Zemin 

präferierter Kandidat für die Nachfol

ge Zhu Rongjis im Amt des Minister

präsidenten, vor. Auf Grund guter Er

fahrungen in Guangzhou empfahl Li 

Changchun die folgenden sechs Krite

rien für die Auswahl geeigneter Perso

nen:

• ideologisches und politisches Be

wusstsein;

• praktische Erfahrungen an der 

gesellschaftlichen Basis;

• jüngeres bis mittleres Alter und 

hohes Bildungsniveau;

• hohes Ansehen in der Bevölke

rung und die Fähigkeit, auf die

Wünsche und Bedürfnisse der 

Massen einzugehen;

• moralisch gefestigter Charak

ter und korrektes Verhalten im 

Dienst;

• Mobilität (zur Verwirklichung 

des Prinzips überregionaler Re

krutierung, um den Einfluss fa

miliärer und seilschaftlicher Fak

toren auszuschalten) (RMRB 

website, 4.9.00).

Anfang Oktober wurden verbindli

che negative Selektionskriterien for

muliert, nach denen in Zukunft sol

chen Funktionären die Beförderung 

verweigert werden soll, die sich durch 

Fehlverhalten in folgenden Bereichen 

hervorgetan haben:

• Abweichen von der Parteilinie 

bei vorgetäuschter Loyalität;

• Verfolgung persönlichen Nut

zens;

• Beeinträchtigung der politischen 

Einheit durch die Missachtung 

von Anordnungen und durch 

mangelnden Blick auf die Ge

samtsituation des Landes;

• Befolgung zentralstaatlicher An

ordnungen in Worten, aber nicht 

in Taten;

• Prinzipienlosigkeit;

• Opportunismus;

• Mangel an Verantwortlichkeit, 

Enthusiasmus oder Unterneh

mergeist;

• Fraktionalismus und Karrieris

mus (SCMP, 4.10.00).

Wie in offiziellen Medien weiter be

tont wird, ist von Parteifunktionären 

auch weiterhin zu verlangen, dass 

sie mehr leisten, als nur einer ih

rer Entlohnung entsprechenden Tätig

keit nachzugehen (ebd.; Jiefang Ri

bao, 3.10.00); Verantwortlichkeit, En

thusiasmus und loyale Ergebenheit ge

genüber der Partei sollen damit auch 

künftig zu den Grundtugenden chine

sischer Kader gehören und zu ihrer Be

wertung herangezogen werden.

Im Vordergrund der Suche nach ge

eigneten Selektionskriterien dürfte al

lerdings das Bemühen stehen, dem 

http://www.tibetinfo.net
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endemischen Problem der Korrupti

on beizukommen, ohne den personel

len Bestand der Partei grundlegend 

zu gefährden (vgl. C.a., 2000/8, Ü 8). 

Zu diesem Zweck sind zum einen die 

normativen Instrumente der Ermah

nung, Erziehung und Abschreckung 

weiter verstärkt worden. So wur

de empfohlen, die offiziellen Medi

en, das Internet, aber auch Kino- 

und Fernseh-Spielfilme und nicht zu

letzt die Peking-Oper verstärkt im 

Kampf gegen Korruption einzuset

zen. Die Verhängung von Todesurtei

len gegen hochrangige der Korruption 

überführte Funktionäre solle samt der 

dazugehörigen Strafprozesse und der 

Vorbereitung der Deliquenten auf den 

Vollzug ihrer Strafen durch die Me

dien aufgearbeitet und in exemplari

scher Weise als „negatives Lehrmate

rial“ verbreitet werden (XNA, 3., 6., 

19.10.00).

Neben diesen „didaktischen“ Maßnah

men wurden zuletzt auch einige sub

stanzielle Schritte erwogen. So sei vor

gesehen, die Gehälter im öffentlichen 

Dienst im nächsten Jahr deutlich an

zuheben und die sozialen Leistungen 

(medizinische, Alters- und Arbeits

losenversorgung) zu verbessern; Ziel 

der geplanten Einkommensverbesse

rung sei zum einen, das allgemeine 

Konsumniveau der Privaten zu heben, 

um die anhaltende Nachfrageschwäche 

zu beheben, zum anderen aber vor al

lem, die Verführbarkeit der Kader für 

korrupte Verhaltensweisen zu reduzie

ren. Bereits im letzten Jahr waren die 

Gehälter im öffentlichen Dienst um 

30% angehoben worden; ein ähnlicher 

Zuwachs wird auch für das kommende 

Jahr erwartet (SCMP, 21.10.00).

Auch ist vorgesehen, die seit langem 

beschworene Trennung von Unterneh

men und Staat in personeller Hinsicht 

durchzusetzen. Nach Auskunft von 

Sheng Huaren, dem Leiter der Staatli

chen Kommission für Wirtschaft und 

Handel (SETC), soll es Managern von 

Staatsunternehmen nicht länger ge

stattet sein, Regierungsämter zu be

setzen. Der bisherigen Praxis, dieser 

Gruppe automatisch den verschiede

nen administrativen Ebenen zugeord

nete offizielle Ränge zuzuweisen, wür

de ab sofort ein Ende gesetzt. Manager 

von Staatsunternehmen würden damit 

zukünftig nicht mehr als Regierungs

beamte behandelt (XNA, 28.10.00).

Hier handelt es sich um potenzi

ell sehr weit reichende Maßnahmen, 

bei deren konsequenter Verwirkli

chung sich die „Ökologie“ des sozialis

tischen Kadersystems mittelfristig er

heblich verändern könnte, -hol-

17 Strafen für hochrangige

Funktionäre wegen Korrup

tion

Während die Urteile der ersten Pro

zessrunde im berüchtigten Schmug

gelskandal von Xiamen noch ausste

hen (vgl. C.a., 2000/9, Ü 15), sind 

im Oktober im Zusammenhang ande

rer Korruptionsfälle mehrere hochran

gige parteistaatliche Vertreter straf

rechtlich oder durch parteiinterne Dis- 

ziplinarmaßnahmen zur Rechenschaft 

gezogen worden. Bekannt wurden un

ter anderem die folgenden prominen

ten Fälle:

* Xu Penghang, der stellvertreten

de Leiter der Staatlichen Kommissi

on für Wissenschaft, Technologie und 

Rüstungsindustrie, wurde seines Am

tes enthoben und seine Kandidatur für 

das Zentralkomitee der KPCh suspen

diert; ein Ausschluss aus der Partei 

soll während einer zweijährigen Pro

bezeit aufgeschoben werden. Wie die 

Disziplinkontrollkommission der Par

tei bekannt gab, hat Xu Penghang sich 

der Korruption schuldig gemacht, in

dem er seit 1993 gemeinsam mit Fa

milienangehörigen durch illegale Bör

senaktivitäten hohe Geldbeträge er

wirtschaftete (XNA, 12.10.00; SCMP, 

12.10.00).

* Ferner wurde die Parteimitglied

schaft von Wu Wenying, der früheren 

Vorsitzenden des Nationalen Rats der 

Textilindustrie (China National Tex

tile Council, CNTC) und ehemaligen 

Ministerin für Textilindustrie, für zwei 

Jahre suspendiert und ihr Ausschluss 

aus der Politischen Konsultativkonfe

renz empfohlen. Frau Wu wird von 

der Disziplinkontrollkommission vor

geworfen, seit 1996 ihrem Sohn zu il

legalen Profiten durch den Kauf von 

Aktien eines beim Börsengang von 

ihr protegierten Unternehmens verhol

ten zu haben (XNA, 17.10.00; SCMP, 

17.10.00).

* Strafrechtlich abgeurteilt wurde der 

ehemalige Parteisekretär der Stadt 

Ningbo (Provinz Zhejiang) und Kan

didat des Zentralkomitees, Xu Yun- 

hong, der bereits im Juli aus der Partei 

ausgeschlossen worden war. Er wur

de von einem Gericht in Hangzhou 

zu zehn Jahren Haft verurteilt, nach

dem er für schuldig befunden worden 

war, während seiner Amtszeit in Ning

bo Familienangehörige bevorteilt und 

damit finanzielle Verluste von über ei

ner Milliarde Yuan verursacht zu ha

ben (XNA, 18.10.00; SCMP, 18.10.00; 

vgl. C.a., 2000/7, Ü 10).

* Wegen Korruption zum Tode ver

urteilt wurden Dian Guoyuan, frühe

rer stellvertretender Hauptgeschäfts

führer eines petrochemischen Un

ternehmens in der Provinz Hubei 

(mit zweijährigem Aufschub der Ur

teilsvollstreckung) und Wei Guang- 

qian, ehemaliger Direktor eines staat

lichen Aluminiumbetriebs. Die Scha

denssummen, die die beiden durch 

vielfältige korrupte Praktiken verur

sacht haben sollen, wurden im Fall 

Dians mit 4,7 Mio. Yuan an entgegen

genommenen Bestechungsgeldern, im 

Fall Weis mit 1 Mio. Yuan an Be

stechungsgeldern und mit 280 Mio. 

Yuan an uneinbringbaren Unterneh

mensverlusten beziffert (SCMP, 7., 

18.10.00).

* Wie schließlich eine Hongkonger 

Quelle meldete, soll sich der frühe

re Leiter des Amtes für öffentliche 

Sicherheit der Stadt Qingdao (Pro

vinz Shandong), Wan Guozhong, be

reits im September das Leben genom

men haben, um einer strafrechtlichen 

Verfolgung zu entgehen. Er war be

schuldigt worden, in seiner Funkti

on als Chef des lokalen Sicherheitsap

parats kriminelle Aktivitäten gedeckt 

und sich daraus Vorteile verschafft zu 

haben (Ming Pao, 27.9.00, nach SWB, 

3.10.00).

Angesichts der weiten Kreise, die die 

Korruption nach offizieller Darstellung 

in China zieht, haben sich chinesi

sche Vertreter auf dem dritten Gip

feltreffen des „Asia-Europe-Meeting“ 

(ASEM III), das am 21. und 22. Okto

ber in Seoul stattfand, um internatio

nale Hilfe bei der Korruptionsbekämp

fung bemüht. Insbesondere versuch

te man, um Hilfe bei der Fahndung 

nach flüchtigen Personen, die sich der 

Korruption schuldig gemacht hätten, 

sowie bei der Auffindung von illegal 

aus dem Land transferierten Finanz

beträgen zu werben. Gerade auch der 

jüngste Schmuggelskandal von Xia
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men habe den Bedarf nach internatio

naler Kooperation aufgezeigt (SCMP, 

23.10.00). -hol-

18 Aufschub der Ratifizie

rung der Internationalen 

Menschenrechts-Konventio

nen

Ende Oktober trat der Ständige Aus

schuss des Nationalen Volkskongresses 

zu seiner 18. Sitzung innerhalb der Le

gislaturperiode zusammen. Während 

der neun Sitzungstage standen insge

samt 13 Gesetzesvorlagen und Vor

schläge für Gesetzesänderungen auf 

der Tagesordnung. Die Rekordagen

da ergab sich unter anderem dadurch, 

dass im Zusammenhang des bevorste

henden Beitritts Chinas zur Welthan

delsorganisation eine ganze Reihe von 

Gesetzen an das WTO-Regelwerk an

zupassen sind (XNA, 23., 24.10.00).

Zur Diskussion stand unter ande

rem die ausstehende Ratifizierung 

der Internationalen Konvention über 

wirtschaftliche, soziale und kulturel

le Rechte, die die VR China im Jahr 

1997 unterzeichnet hat. In euphemis

tischer Rhetorik wurde das Ergebnis 

der Diskussion damit wiedergegeben, 

dass die wesentlichen Artikel der Kon

vention mit den relevanten Gesetzen, 

Regulierungen und Praktiken in Chi

na konform und die „Bedingungen für 

die Ratifizierung“ reif seien. In eini

gen wenigen Aspekten allerdings be

stünden noch Hindernisse, die Inhal

te der Konvention in der Realität um

zusetzen. Daher könne die endgültige 

Ratifizierung erst „zu einem geeigne

ten Zeitpunkt“ vorgenommen werden. 

Einstweilen brauche man noch etwas 

Zeit, um zu prüfen, um tatsächlich je

der einzelne Artikel der Konvention 

in Harmonie mit Chinas Realität sei. 

Dies gelte umso mehr, als China ein 

großes Land mit einer großen Bevölke

rung sei, innerhalb derer erhebliche so

zioökonomische Diskrepanzen bestün

den (XNA, 17., 23., 29.10., 1.11.00).

Noch nicht zur Diskussion stand die 

im Jahr 1998 unterzeichnete Interna

tionale Konvention über zivile und 

politische Rechte. Sie wird offiziellen 

Meldungen zufolge gegenwärtig noch 

von zuständigen Regierungsbehörden 

überprüft (ebd.).

Nach Hongkonger Angaben war eine 

der in der Diskussion offen gebliebe

nen Fragen die der Zulassung unab

hängiger Gewerkschaften, wie sie in 

der Internationalen Konvention über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Rechte vorgesehen ist. Zwar existie

ren in der VR China formal Gewerk

schaften, die aber bis in die Gegen

wart hinein einer starken parteistaat

lichen Kontrolle unterworfen sind. An

gesichts dieser Praxis dürfte die Zulas

sung einer unabhängigen Vertretung 

von Arbeitnehmerinteressen als ein ge

fährlicher Schritt gelten, dessen mög

liche politische Folgen schwer abzu

schätzen sind (SCMP, 17.10.00).

Nach informierten Quellen aus Bei

jing könnte die endgültige Ratifizie

rung der beiden Konventionen durch

aus noch fünf bis acht Jahre in An

spruch nehmen. Der lange Zeitraum 

sei keineswegs auf bewusste Verzö

gerungstaktiken zurückzuführen, son

dern vielmehr darauf, dass sehr vie

le Detailfragen berührt seien, die ei

ner eingehenden Prüfung bedürften 

(ebd.). -hol-

19 Geplanter Ausbau eines

Schöffensystems

Auf der jüngsten Tagung des Stän

digen Ausschusses des Nationalen 

Volkskongresses war der Ausbau des 

Schöffensystems einer der zahlreichen 

Diskussionsgegenstände (vgl. Über

sicht oben). Der Ausschuss befasst 

sich mit einem vom Obersten Volks

gerichtshofs ausgearbeiteten und vor

gelegten Entwurf zur Verbesserung 

der Funktionsfähigkeit des formal be

reits bestehenden Schöffensystems. Ei

ne Verabschiedung des Entwurfs steht 

allerdings noch aus (XNA, 23., 24., 

25.10.00).

Ein System von aus der Bevölkerung 

ernannten Schöffen wurde in der VR 

China bereits in den fünfziger Jahren 

eingerichtet und in der ersten Verfas

sung von 1954 verankert. Nach Aus

sage des Präsidenten des Obersten 

Volksgerichtshofs Xiao Tang existier

te es seither in vielen Orten nur auf 

dem Papier. Eine effektive Ausübung 

der ihnen zugedachten Rolle erfüllten 

die Schöffengerichte kaum. Ein Grund 

für die Ineffizienz des Schöffensystems 

soll auch in der inadäquaten Entloh

nung dieser Tätigkeit bestanden ha

ben (XNA, 24.10.00).

Gemäß dem nun vorgelegten Entwurf 

sollen grundsätzlich solche Personen 

zur Übernahme von Schöffenämtern 

qualifiziert sein, die mindestens über 

einen höheren Schulabschluss (Ober

stufe oder höher) und über juristische 

Grundkenntnisse verfügen. Die loka

len Volkskongresse sollen über die Er

nennung einer geeigneten Person zum 

Schöffen entscheiden, nachdem die 

zuständige Arbeitseinheit des Kan

didaten eine Empfehlung abgegeben 

und ein lokales Gericht eine entspre

chende Genehmigung erteilt hat. Der 

den Schöffen zugewiesene Aufgaben

bereich erstreckt sich auf erstmalige 

Befassungen mit Strafanzeigen, zivil

rechtlichen Klagen im Zusammenhang 

mit persönlichen Rechten sowie mit 

zivil- und verwaltungsrechtlichen Fäl

len, Prozessen im Bereich geistiger Ei

gentumsrechte und des Seerechts, so

fern diese von großer gesellschaftli

cher Tragweite sind. Berufsrichter und 

Schöffen sollen in gemeinsam gebil

deten Kollegien über die jeweiligen 

Streitfälle befinden.

Für den Fall, dass Schöffen richter

lichen Fehlverhaltens oder justizieller 

Unregelmäßigkeiten gewahr werden, 

sollen sie ausdrücklich befugt wer

den, bei dem jeweiligen Gerichtsprä

sidenten Beschwerde einzulegen. Um

gekehrt sollen sie selbst rechtlich zur 

Verantwortung gezogen werden, wenn 

sie sich eines Rechtsbruchs schuldig 

machen (ebd.).

An den zuletzt genannten Regelungen, 

wie sie in dem nun diskutierten Vor

schlag entworfen sind, wird deutlich, 

dass ein Hauptziel der Stärkung des 

Schöffensystems in einer verbesserten 

Kontrolle der Gerichte selbst liegt. Im 

Zuge der verstärkten Korruptionsbe

kämpfung der jüngeren Vergangenheit 

hat sich herausgestellt, dass eine be

trächtliche Zahl von Richtern selbst 

korrupte Verhaltensweisen übernom

men haben. Die Heranziehung exter

ner Schöffen „aus dem Volk“ soll hier 

offenbar als ein Korrektiv wirken, -hol- 

20 Erfolgreiche Klage eines Pri

vatmanns gegen Luftver

schmutzung

Laut einem Bericht der in China viel 

gelesenen China Youth Daily hat im 

Oktober ein Gericht in Yinchuan, in 

der autonomen Region Ningxia, der
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Klage eines Privatmanns gegen ei

ne staatliche Einheit wegen Luftver

schmutzung stattgegeben. Nach Dar

stellung der Zeitung handelte es sich 

um den ersten Prozess in der Ge

schichte der VR China, der von einer 

Privatperson im Bereich der Umwelt

verschmutzung angestrengt worden ist 

(wiedergegeben in SCMP, 25.10.00).

Der 43-jährige erwerbslose Zhang 

Diansheng hatte gegen eine städtische 

Energieversorgungsgesellschaft Klage 

wegen unzumutbarer Luftverschmut

zung durch den Abgasausstoß einer 

ungefilterten Kohleverbrennungsanla

ge aus einem Schornstein erhoben, 

der sich in unmittelbarer Nähe sei

ner Wohnung befindet. In den zwölf 

Jahren seit Einzug in diese Wohnung 

waren er, seine Frau und sein Sohn 

an den Wirkungen des Kohlestaubs 

schwer erkrankt und mussten ärztliche 

Behandlungskosten in Höhe von über 

4.000 Yuan auf sich nehmen.

Unter Vorlage einer von mehre

ren Dutzend betroffenen Anwohnern 

unterzeichneten Petition, medizini

schen Berichten, Krankenhausrech

nungen und photographischem Do

kumentationsmaterial forderte Zhang 

die sofortige Stilllegung des Schorn

steins und verklagte die für die Abgas

verschmutzung verantwortliche Ge

sellschaft auf Entschädigung für die 

verursachten Leiden und für die Re

novierung der von Ruß geschwärzten 

Wohnung. Die angeklagte Partei wei

gerte sich zunächst, den Forderungen 

nachzukommen, mit der Begründung, 

der Kläger könne keine Evidenz für 

einen direkten kausalen Zusammen

hang zwischen dem Abgasausstoß und 

den Erkrankungen seiner Familie vor

bringen. Das angerufene Gericht gab 

dem Kläger aber Recht und verur

teilte die Gesellschaft zur Stilllegung 

des Schornsteins und zur Zahlung von 

insgesamt 5.000 Yuan an Entschädi

gungsgeldern.

Angeblich plant der Kläger nun, 

den nach Begleichung der entstande

nen Unkosten verbleibenden Restbe

trag von 1.000 Yuan für die Grün

dung eines „Fonds für Umweltschutz- 

Leibwächter“ einzusetzen, aus dem 

Personen unterstützt werden sollen, 

die sich in besonderer Weise für öko

logische Ziele engagieren (ebd.).

Der Fall reflektiert das wachsende 

Umweltbewusstsein in der chinesi

schen Gesellschaft, zeigt in seiner be

tonten Einzigartigkeit aber zugleich 

die großen Defizienzen in der Umset

zung bestehender ökologischer Stan

dards auf, wie sie gegenwärtig noch 

bestehen, -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

21 Ehrgeiziges Raumfahrtpro

gramm

Seit China im November 1999 sein ers

tes Raumschiff in den Weltraum ge

schickt hat, arbeiten chinesische Wis

senschaftler und Techniker intensiv an 

dem Raumfahrtprogramm. Die Raum

fahrt als Hightech-Forschungsgebiet 

genießt besondere staatliche Förde

rung. Die beiden wichtigsten derzeit 

angestrebten Projekte sind die ei

gene Erforschung des Mondes und 

die Beteiligung an der internationa

len Exploration des Mars. Einzelhei

ten über die chinesischen Entwicklun

gen in der Raumfahrttechnologie und 

den Stand der beiden Projekte drin

gen nur sehr spärlich an die Öffent

lichkeit, da die Programme stark vom 

Militär kontrolliert sind. Federführend 

für die Raumfahrtprogramme ist das 

Staatliche Luft- und Raumfahrtbüro 

(State Aerospace Bureau), dessen Di

rektor Luan Enjie anlässlich der ersten 

Welt-Raumfahrt-Woche, die die UNO 

im Jahre 1999 begründet hatte, eini

ge Einzelheiten bekannt gab. Danach 

hofft China, bald Astronauten in den 

Weltraum zu schicken, um dann ne

ben den USA und Russland zu den 

einzigen Nationen zu zählen, die in 

der Lage sind, bemannte Raumfahrt

flüge zu unternehmen. Einen Zeitplan 

gab Luan allerdings nicht bekannt. 

Das bemannte Raumfahrtprogramm 

wird einerseits aus militärischem In

teresse verfolgt, weil es eine neue Ge

neration von Trägerraketen mit sich 

bringt, zum anderen aus wirtschaftli

chen Gründen, weil sich China die ver

stärkte weltweite Vermarktung seiner 

Kommunikationssatelliten verspricht. 

Die bemannte Raumfahrt, die die Be

zeichnung „Projekt 921“ trägt, hat in 

den letzten Jahren durch höhere staat

liche Fördermittel und Hilfe von Russ

land großen Auftrieb erfahren. Die 

Progamme werden als Prestigeprojek

te betrachtet, die Chinas Ansehen und 

Einfluss in der Welt stärken können.

China ist dabei, für die geplante 

Mondmission spezielle Roboter zu ent

wickeln, die zum Einsatz kommen 

sollen, bevor chinesische Astronau

ten auf dem Mond landen. Außer 

bei der Mondmission sollen die Ro

boter auch bei sonstigen Weltraum

aktivitäten eingesetzt werden, wie 

z.B. beim Satellitenservice und wis

senschaftlichen Experimenten in ei

ner Weltraumstation. Aus Gründen 

der Wirtschaftlichkeit und Sicherheit 

sollen Roboter eher eingesetzt wer

den als Astronauten, so ließ Sun 

Zengqi wissen, ein führender For

scher für Weltraum-Roboter. Tatsäch

lich jedoch, so lässt sich seiner Ar

gumentation entnehmen, ist China 

derzeit noch nicht in der Lage, be

mannte Raumschiffe in den Welt

raum zu schicken. Auf dem Mond 

soll der Roboter mögliche Landeplät

ze für Astronauten erkunden, Bilder 

vom Mond zur Erde senden und Ge

steinsproben sammeln. Außerdem sol

len Roboter entwickelt werden, die 

in Raumkapseln arbeiten. Gegenwär

tig kann China noch keine großen 

Raumstationen bauen, wohl aber klei

ne Raumlabore. In diesen sollen Robo

ter Experimente durchführen. Ein ers

tes Roboter-Forschungszentrum wur

de in Beijing errichtet. Dessen stellver

tretender Direktor Liang Bin beton

te, dass in vielen Schlüsseltechnologien 

für Raumfahrt-Roboter entscheidende 

Fortschritte erzielt worden seien. Der 

Abstand zu den führenden Nationen 

in der Entwicklung solcher Roboter - 

USA, Japan und Russland - sei deut

lich verringert worden. Kooperationen 

auf diesem Gebiet gibt es mit Institu

ten in den USA und Hongkong. (Vgl. 

XNA, 5. u. 17.10.00)

Demgegenüber kann China auf dem 

Gebiet der Satellitentechnologie be

achtliche Erfolge vorweisen. Hier kann 

es auf dreißig Jahre praktischer Er

fahrungen zurückblicken. In diesen 

drei Jahrzehnten hat China 40 Satel

liten ins All transportiert, darunter 

10 Kommunikationssatelliten, 17 ber

gungsfähige Satelliten, 5 Wettersatel

liten und 10 Satelliten für technische 

Versuche. Die meisten sollen sehr gut 

funktionieren. Federführend auf die

sem Gebiet ist die Chinesische Akade




